
Studierendenwerke 

 

§ 112 

Organisation, Rechtsstellung 

(1)  

Es bestehen folgende Studierendenwerke als rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts: 

 

1. das Studierendenwerk Kaiserslautern für die Technische Universität Kaiserslautern und die 

Hochschule Kaiserslautern, 

 

2. das Studierendenwerk Koblenz für die Abteilung Koblenz der Universität Koblenz-Landau und 

die Hochschule Koblenz, 

 

3. das Studierendenwerk Mainz für die Johannes Gutenberg-Universität Mainz ohne den in 

Nummer 5 genannten Fachbereich, die Hochschule Mainz sowie die Fachhochschule Bingen, 

 

4. das Studierendenwerk Trier für die Universität Trier und die Hochschule Trier, 

 

5. das Studierendenwerk Vorderpfalz mit Sitz in Landau für den Fachbereich Translations-, 

Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in Germersheim, 

die Abteilung Landau der Universität Koblenz-Landau, die Hochschule Ludwigshafen am 

Rhein und die Hochschule Worms. 

(2)  

Organe des Studierendenwerks sind 

1. der Verwaltungsrat und 

 

2. die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer. 

 

Jedes Studierendenwerk gibt sich eine Satzung und eine Beitragsordnung. 

(2a)  

Die öffentliche Bekanntmachung der Satzungen des Studierendenwerks erfolgt für jede Hochschule, 

für die es zuständig ist, unter dem Datum der Ausfertigung in einem hochschuleigenen 

Publikationsorgan. Das Publikationsorgan muss ein Druckwerk sein, die Erscheinungsfolge angeben, 

ein Erscheinungsdatum und eine fortlaufende Nummerierung enthalten sowie dauerhaft aufbewahrt 

werden. Daneben sind die Satzungen in elektronischer Form über die Internetseite des 

Studierendenwerks zugänglich zu machen. 

 



(3)  

Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Hochschulen 

und Studierendenwerke durch Rechtsverordnung ein Studierendenwerk zu bilden, zu ändern und 

aufzulösen. 

 

§ 112 a 

Aufgaben 

 

(1)  

Die Studierendenwerke haben die Aufgabe, die Studierenden sozial zu betreuen sowie wirtschaftlich 

und kulturell zu fördern. Zu den Aufgaben gehören auch die Beratung und Unterstützung von 

ausländischen Studierenden, Studierenden mit Kindern und Studierenden mit Behinderungen sowie 

die Förderung der Vereinbarkeit von Studium und Familie. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

sollen die Studierendenwerke ökologische Aspekte berücksichtigen. 

(2)  

Die Studierendenwerke können zur Förderung oder Unterstützung der Mitglieder und Angehörigen 

der Hochschulen oder einzelner Hochschulstandorte weitere Aufgaben wahrnehmen und ihre 

Einrichtungen für andere Zwecke bereitstellen. Die Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 darf durch 

die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 nicht beeinträchtigt werden. Das Nähere ist in der 

Satzung zu regeln. 

(3)  

Das fachlich zuständige Ministerium kann den Studierendenwerken im Benehmen mit ihnen durch 

Rechtsverordnung weitere Aufgaben zur Förderung oder Unterstützung der Mitglieder und 

Angehörigen der Hochschulen übertragen. 

(4)  

Die Studierendenwerke können bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit anderen Einrichtungen 

zusammenarbeiten und sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter bedienen, sich an Einrichtungen 

oder Unternehmen beteiligen oder Einrichtungen oder Unternehmen gründen. Bei 

Unternehmensgründungen ist die Anwendung der für das Land geltenden tarifrechtlichen 

Bestimmungen sicherzustellen. Die Studierendenwerke erfüllen ihre Aufgaben nach einheitlichen 

Grundsätzen, insbesondere hinsichtlich der Aufstellung und des Vollzugs der Wirtschaftspläne. 

(5)  

Die Studierendenwerke unterrichten die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

 

 

 

 



§ 113 

Verwaltungsrat 

(1)  

Der Verwaltungsrat berät und überwacht die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer. Er 

entscheidet, soweit nicht die Entscheidung der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer 

übertragen ist, in Angelegenheiten des Studierendenwerks von grundsätzlicher Bedeutung, 

insbesondere 

 

1. in folgenden allgemeinen Angelegenheiten: 

a) Satzung sowie 

b) Ausweitung und Einschränkung der Aufgaben des Studierendenwerks gemäß § 112 a Abs. 

2 und Stellungnahme zu einer Rechtsverordnung nach § 112 a Abs. 3; 

2. in folgenden Angelegenheiten der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers: 

a) Richtlinien für die Geschäftsführung des Studierendenwerks und Überwachung ihrer 

Einhaltung, 

b) Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers sowie 

c) Vergütung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers; 

3. in folgenden wirtschaftlichen Angelegenheiten: 

a) Beratung und Verabschiedung von Wirtschaftsplan und mittelfristiger Finanzplanung, 

b) Beitragsordnung, 

c) Bestellung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des 

Jahresabschlusses, 

d) Feststellung des Jahresabschlusses und Beschlussfassung über die Verwendung des 

Jahresergebnisses auf Vorschlag der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, 

e) Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, 

f) Gründung von und Beteiligung an anderen Einrichtungen oder Unternehmen, 

g) Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von Beschäftigten, soweit er nicht die 

abschließende Entscheidung der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer übertragen 

hat, 

h) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und Grundstücksrechten sowie 

i) Finanzierung von Investitionen durch Kreditaufnahme. 

 



(2)  

Dem Verwaltungsrat gehören drei Professorinnen und Professoren oder akademische 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, vier Studierende und eine Person des öffentlichen Lebens an. 

Ferner ist eine von den Präsidentinnen oder Präsidenten der beteiligten Hochschulen benannte 

Kanzlerin oder ein von diesen benannter Kanzler Mitglied des Verwaltungsrats. Die oder der 

Vorsitzende des Personalrats nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. Die Mitglieder 

nach Satz 1 werden wie folgt in den Verwaltungsrat berufen: 

 

1. die Professorinnen und Professoren oder akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

werden auf Vorschlag der jeweiligen Präsidentin oder des jeweiligen Präsidenten wie folgt 

gewählt: 

a) für das Studierendenwerk Kaiserslautern zwei Mitglieder vom Senat der Technischen 

Universität Kaiserslautern und ein Mitglied vom Senat der Hochschule Kaiserslautern, 

b) für das Studierendenwerk Koblenz ein Mitglied vom Senat der Universität Koblenz-Landau 

und zwei Mitglieder vom Senat der Hochschule Koblenz, 

c) für das Studierendenwerk Mainz zwei Mitglieder vom Senat der Johannes Gutenberg-

Universität Mainz und ein Mitglied in ständigem zweijährigen Wechsel vom Senat der 

Hochschule Mainz und dem Senat der Fachhochschule Bingen, 

d) für das Studierendenwerk Trier zwei Mitglieder vom Senat der Universität Trier und ein 

Mitglied vom Senat der Hochschule Trier, 

e) für das Studierendenwerk Vorderpfalz je ein Mitglied vom Rat des Fachbereichs 

Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in 

Germersheim und vom Senat der Universität Koblenz-Landau sowie ein Mitglied in ständigem 

zweijährigen Wechsel vom Senat der Hochschule Ludwigshafen am Rhein und vom Senat der 

Hochschule Worms; 

2. die von der Studierendenschaft zu entsendenden Mitglieder werden vom 

Studierendenparlament wie folgt gewählt: 

a) für das Studierendenwerk Kaiserslautern drei Mitglieder von der Studierendenschaft der 

Technischen Universität Kaiserslautern und ein Mitglied von der Studierendenschaft der 

Hochschule Kaiserslautern, 

b) für das Studierendenwerk Koblenz je zwei Mitglieder von der Studierendenschaft der 

Abteilung Koblenz der Universität Koblenz-Landau und der Studierendenschaft der 

Hochschule Koblenz, 

c) für das Studierendenwerk Mainz drei Mitglieder von der Studierendenschaft der Johannes 

Gutenberg-Universität Mainz und ein Mitglied in ständigem jährlichen Wechsel von den 

beiden Studierendenschaften der Hochschule Mainz und der Fachhochschule Bingen, 

d) für das Studierendenwerk Trier je zwei Mitglieder von den Studierendenschaften der 

Universität Trier und der Hochschule Trier, 



e) für das Studierendenwerk Vorderpfalz je ein Mitglied von den Studierendenschaften des 

Fachbereichs Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-

Universität Mainz in Germersheim, der Abteilung Landau der Universität Koblenz-Landau, der 

Hochschule Ludwigshafen am Rhein und der Hochschule Worms; 

 

3. die Person des öffentlichen Lebens wird auf Vorschlag der übrigen Mitglieder des 

Verwaltungsrats von dem fachlich zuständigen Ministerium bestellt. 

(3)  

Für die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat kann durch Satzung eine Vergütung vorgesehen werden. 

Die Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes vom 24. März 1999 (GVBl. S. 89, BS 2032-30) in 

der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung. 

(4)  

Der Verwaltungsrat wählt aus dem Kreis der ihm angehörenden Professorinnen und Professoren und 

der Person des öffentlichen Lebens ein vorsitzendes und ein dieses vertretendes Mitglied. Die §§ 38, 

39 und 40 Abs. 1 Satz 1, § 41 Abs. 2 und 3 sowie § 42 gelten entsprechend, soweit in Absatz 2 nichts 

Abweichendes bestimmt ist. 

  

§ 114 

Geschäftsführerin oder Geschäftsführer 

(1)  

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt die Geschäfte des Studierendenwerks in 

eigener Zuständigkeit, soweit nicht der Verwaltungsrat zuständig ist. Sie oder er kann auf 

unbestimmte Zeit oder auf Zeit für eine Dauer von bis zu acht Jahren bestellt werden. Die 

Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt das Studierendenwerk nach außen. 

(2)  

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist dem Verwaltungsrat verantwortlich. Sie oder er 

sorgt für die rechtzeitige und umfassende Unterrichtung des Verwaltungsrats in allen 

Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Sie oder er bereitet die Beschlüsse des 

Verwaltungsrats vor und sorgt für ihre Ausführung. 

(3)  

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer hat Beschlüssen des Verwaltungsrats, die 

rechtswidrig sind oder die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit verletzen, zu widersprechen. Der 

Verwaltungsrat entscheidet daraufhin abschließend über die Angelegenheit. Erfolgt keine Abhilfe, 

unterrichtet das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats das fachlich zuständige Ministerium. 

 

  

 



§ 115 

Grundsätze der Wirtschaftsführung und des Rechnungswesens 

(1)  

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen richten sich nach kaufmännischen Grundsätzen. Die 

Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit sind zu beachten. Wirtschaftsjahr ist das 

Kalenderjahr. Näheres wird durch die Satzung geregelt. Die Landeshaushaltsordnung findet keine 

Anwendung. Prüfungsrechte des Landesrechnungshofs bleiben unberührt. 

(2)  

Die Studierendenwerke stellen rechtzeitig vor Beginn des Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan 

und einen mittelfristigen Finanzplan auf. Der Wirtschaftsplan ist nach Betriebsstandorten zu 

untergliedern. Ein Betriebsstandort umfasst die in einer kommunalen Gebietskörperschaft 

ansässigen Betriebseinrichtungen des Studierendenwerks. In der Satzung können weitere 

Untergliederungen vorgesehen werden. 

(3)  

Die Studierendenwerke bilden Rückstellungen nach den handelsrechtlichen Bestimmungen. Sie 

sollen in der Regel zur Abdeckung von Risiken eine allgemeine Betriebsmittelrücklage aus dem 

Aufkommen der Beiträge bilden. 

(4)  

Der Jahresabschluss wird in entsprechender Anwendung des Dritten Buches des 

Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufgestellt und von einer Wirtschaftsprüferin 

oder einem Wirtschaftsprüfer geprüft. Innerhalb von sieben Monaten nach Ablauf des 

Wirtschaftsjahres ist der testierte Jahresabschluss dem Verwaltungsrat vorzulegen. 

 

 § 115 a 

Beiträge, Finanzierung, Vermögen 

(1)  

Die Studierendenwerke erheben angemessene Beiträge von den Studierenden aufgrund ihrer 

Beitragsordnungen. Die Beiträge sind angemessen, wenn die daraus erzielten Einnahmen zur 

Deckung der Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben für die Studierenden ausreichend und 

erforderlich sind. Zuwendungen, Einnahmen aus Entgelten und die Bildung notwendiger 

Betriebsmittelrücklagen sind bei der Bemessung der Beitragshöhe zu berücksichtigen. Die Beiträge 

werden von der Hochschulkasse kostenfrei eingezogen. 

(2)  

Die Finanzierung der für die Studierenden wahrzunehmenden Aufgaben des Studierendenwerks hat 

Priorität. Weitere Aufgaben nach § 112 a Abs. 2 und 3 dürfen nur wahrgenommen werden, wenn zu 

deren Erfüllung die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen. Die Aufgaben nach Satz 2 dürfen 

nicht aus den Entgelten und Beiträgen der Studierenden finanziert werden. 

(3)  

Die Studierendenwerke haben ihr für die Aufgabenerfüllung erforderliches Vermögen zu erhalten. 

Für den Betriebszweck nicht mehr benötigte Landesgrundstücke sind an das Land zurückzugeben. 



Einnahmen aus der Veräußerung nicht mehr benötigten Betriebsvermögens sind zur Erfüllung der 

Aufgaben des Studierendenwerks zu verwenden. 

(4)  

Investitionen können in Höhe von 80 v. H. der Investitionskosten durch Kreditaufnahmen finanziert 

werden. 

 

 § 115 b 

Personal 

Für das Personal der Studierendenwerke gelten die Bestimmungen für Beschäftigte des Landes 

entsprechend. 

 

 § 116 

Aufsicht 

(1)  

Die Studierendenwerke unterstehen der Rechtsaufsicht des fachlich zuständigen Ministeriums. 

Soweit die Studierendenwerke Angelegenheiten im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 besorgen oder 

weitere Aufgaben übernommen haben, unterstehen sie auch seiner Fachaufsicht. Das fachlich 

zuständige Ministerium kann insbesondere Verwaltungsvorschriften erlassen, die für das 

Zusammenwirken des Studierendenwerks mit den jeweiligen Hochschulen nach § 2 Abs. 4 und § 112 

a Abs. 2 und 3 und für eine Aufgabenerfüllung nach einheitlichen Grundsätzen nach § 112 a Abs. 4 

Satz 3 erforderlich sind. Die §§ 106 und 107 gelten entsprechend. 

(2)  

Satzung und Beitragsordnung bedürfen der Genehmigung des fachlich zuständigen Ministeriums. Die 

Genehmigung ist zu versagen oder mit Auflagen zu verbinden, wenn die beabsichtigte Regelung 

rechtswidrig ist. Im Rahmen der Genehmigung der Satzung ist auf eine Ausgestaltung der 

Wirtschaftsführung nach einheitlichen Grundsätzen hinzuwirken. Die Genehmigung der 

Beitragsordnung kann außerdem versagt werden, wenn die beschlossene Höhe der Beiträge unter 

Berücksichtigung sonstiger Zuwendungen für die Erfüllung der Aufgaben der Studierendenwerke für 

die Studierenden nicht ausreicht oder nicht erforderlich ist; in diesem Falle kann das fachlich 

zuständige Ministerium die Festsetzung des angemessenen Beitrags verlangen. 


